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Info Recht 
 

Sozialrecht 
Die Möglichkeit des Bezuges einer abschlagsfreien 
Rente mit Erreichen des 63. Lebensjahres 
Mit dem Gesetzentwurf zu einem Gesetz über Leistungsverbesserungen in der gesetzlichen Rentenversicherung 

vom 29.01.2014 hat die Große Koalition im Rentenrecht eines ihrer Projekte aus dem Koalitionsvertrag auf den 

Weg gebracht. Der Gesetzentwurf wird derzeit noch diskutiert und soll erst Ende Mai im Bundestag beschlossen 

werden. 

Für die Versicherten der rentennahen Jahrgänge ist von besonderem Interesse, ob und unter welchen 

Voraussetzungen sie die Möglichkeit haben sollen, eine abschlagsfreie Rente in Anspruch nehmen zu 

können. Leider lassen sich die damit verbundenen Fragen trotz der mit dem Gesetzentwurf skizzierten 

gesetzlichen Regelungen nicht abschließend beantworten. Noch gibt es keine Rechtsgrundlage, auf die 

sich Versicherte berufen können. Erst wenn der Deutsche Bundestag als Gesetzgeber die gesetzliche 

Grundlage verabschiedet hat, ist eine konkrete einzelfallbezogene Beratung möglich. 

Bisher kann nur in Grundzügen erläutert werden, wie sich eine vollständige Umsetzung des vorliegenden 

Entwurfs auswirken wird.  

 

A. Informationen zum Gesetzentwurf 

1. Die geplante Übergangsregelung der Altersrente für besonders langjährig 
Versicherte 

Die geplante gesetzliche Regelung soll zum 1.7.2014 in Kraft treten und ist im Kern ein zeitweise gesetz-

lich erweiterter Zugang zur Altersrente für besonders langjährig Versicherte.  

Die Voraussetzungen für die abschlagsfreie Altersrente für besonders langjährig Versicherte 

nach derzeit geltendem Recht sind die Vollendung des 65. Lebensjahres und erfüllte 45 Jahre Wartezeit. 
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2. Kernpunkte der Neuregelung 

Der Gesetzentwurf sieht folgende Voraussetzungen vor: 

a. Zugangsvoraussetzung mindestens vollendetes 63. Lebensjahr 

Versicherte der Geburtsjahrgänge vor 1953 können ab dem beabsichtigten Inkrafttreten am 

1.7.2014 bei vollendetem 63. Lebensjahr diese Rente abschlagsfrei in Anspruch nehmen.  

Der Anspruch entsteht damit erstmals für den Geburtsjahrgang 1951, der 2014 das 63. Lebens-

jahr vollendet und noch keine Rente bezieht. 

Für die Geburtsjahrgänge ab 1953 gilt eine Staffelung mit der das Zugangsalter schrittweise 

angehoben wird. Die Staffelung soll erstmals 2016 mit einer Anhebung um zwei Monate begin-

nen und in der weiteren Folge 2029 für den Jahrgang 1964 zur bisherigen Regelung des Zugangs 

mit dem vollendeten 65. Lebensjahr führen. 

b. Zugangsvoraussetzung Wartezeit von 45 Jahren 

Für die Altersrente für besonders langjährig Versicherte sind 45 Jahre Wartezeit zu er-

füllen. 

Auf die Wartezeit von 45 Jahren werden angerechnet: 

- Zeiten mit Pflichtbeitragszeiten aus versicherter Beschäftigung oder selbständiger Tätigkeit 

- Berücksichtigungszeiten,  

o z. B. Kindererziehungszeiten bis zum vollendeten 10. Lebensjahr, 

o auf Antrag auch Zeiten nicht erwerbsmäßiger Pflege vom 1.1.1994 bis 

31.3.1995 bei Erfüllung der weiteren Voraussetzungen, 

- Ersatzzeiten 

z. B. Zeiten der Wehrpflicht 

- Zeiten des Leistungsbezuges bei 

o Krankheit,  

o Arbeitslosigkeit mit Anspruch auf Arbeitslosengeld I (SGB III), 

o Kurzarbeitergeld, 

o Unterhaltsgeld, 

o Insolvenzgeld und 

o Übergangsgeld 

eachte: Die Zeiten des Leistungsbezuges bei Krankheit und der Entgeltersatz-
leistungen der Arbeitsförderung nach dem SGB III (Arbeitslosigkeit mit An-
spruch auf Arbeitslosengeld I, Kurzarbeitergeld, Unterhaltsgeld und Insol-

venzgeld) müssen nach dem vorliegenden Gesetzentwurf lediglich glaubhaft ge-
macht werden. Für den Fall das Unterlagen zum Nachweis vollständig fehlen, ist 
die eidesstattliche Versicherung zur Glaubhaftmachung statthaft.  
Eine wahrheitswidrige Glaubhaftmachung ist eine strafbare Handlung. 

Ausgeschlossen bleiben jedoch wie bisher die Zeiten des Bezuges von Arbeitslosenhilfe und SGB 

II-Leistungen.  
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3. Feststellung der Wartezeit 

Die rentenrechtlichen Zeiten und ihre mögliche Anrechnung auf die Wartezeit ergeben sich aus dem ganz 

persönlichen Versicherungsverlauf ergeben. 

Die Individualität des Versicherungsverlaufs macht es notwendig, dass Versicherte bei ihrem Renten-

versicherungsträger eine Rentenauskunft beantragen – am besten schriftlich. 

ichtig ist im Antrag der Hinweis auf die beabsichtigte gesetzliche Regelung und die Bitte 

um Prüfung, ob die Wartezeit von 45 Jahren mit Vollendung des 63. Lebensjahres erfüllt ist und 

die Voraussetzungen für die beabsichtigte Regelung zur Altersrente für besonders langjährig Ver-

sicherte ohne Abschläge vorliegen bzw. zu einem späteren Zeitpunkt vorliegen werden (neuer § 236b 

SGB VI).  
inweis: Verbindlich ist die Rentenauskunft nur, wenn sie vom Rentenversicherungs-
träger schriftlich erteilt wird. 

Erst wenn durch die verbindliche Auskunft des Rentenversicherungsträgers feststeht, dass 
die Wartezeit von 45 Jahren bei Vollendung des 63. Lebensjahres erfüllt ist oder in der Zeit 
bis zum 65. Lebensjahr noch erfüllt werden kann, sind weitere Überlegungen über einen 
Rentenantrag sinnvoll. 

4. Die Auswirkungen für Versicherte, die nach dem 30.06.1951 geboren sind 

Versicherte, die 45 Jahre Wartezeit erfüllt haben und nach dem 30.06.1951 geboren sind, können in der 

Regel das Inkrafttreten der gesetzlichen Regelung zum beabsichtigten Termin 1.7.2014 abwarten. 

Für die praktische Bedeutung müssen die beabsichtigte Staffelung der Altersrente für besonders 

langjährig Versicherte (§ 236b SGB VI Gesetzentwurf) und die Staffelung der Altersrente für lang-

jährig Versicherte (§ 236 SGB VI) nebeneinander betrachtet werden, weil die Voraussetzungen - 35 

Jahre Wartezeit und frühestmögliche Rente bei vollendetem 63. Lebensjahr - ebenfalls erfüllt sind. 

Unter der Voraussetzung, dass die gesetzliche Regelung zum 1.7.2014 in Kraft tritt, werden die renten-

rechtlichen Möglichkeiten im Vergleich zum bisherigen Recht beispielhaft dargestellt. Ein Anspruch auf 

Vollständigkeit ergibt sich daraus nicht. 

Beispiel 1: 

Versicherte, die am 12. September 1951 geboren sind und 45 Jahre Wartezeit erfüllen. 

derzeitiges Recht 

Altersrente für besonders langjährig Versicherte ohne Abschläge mit  

Vollendung des 65. Lebensjahres mit  

Rentenbeginn 1.10.2016 möglich. 

Altersrente für langjährig Versicherte mit  

vollendetem 63. Lebensjahr mit  

Rentenbeginn 1.10.2014 und  

Abschlägen von 8,7% möglich. 

W 
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Der Abschlag ergibt sich aus der Staffelregelung für die Altersrente für langjährig Versicherte, die 

für den Geburtsjahrgang 1951 eine Anhebung für den abschlagsfreien Zugang zur Rente auf das voll-

endete 65. Lebensjahr und 5 Monate vorsieht. 

nach dem Gesetzentwurf 

Altersrente für besonders langjährig Versicherte ohne Abschläge mit  

Vollendung des 63. Lebensjahres mit  

Rentenbeginn 1.10.2014 möglich. 

Ergebnis des Vergleichs 

Die Altersrente für langjährig Versicherte mit Abschlag muss nicht in Anspruch genommen wer-

den. 

 

Beispiel 2: 

Versicherte, die am 12. September 1960 geboren sind und 45 Jahre Wartezeit erfüllen. 

derzeitiges Recht 

Altersrente für besonders langjährig Versicherte ohne Abschläge mit  

Vollendung des 65. Lebensjahres mit  

Rentenbeginn 1.10.2025 möglich. 

Altersrente für langjährig Versicherte mit  

vollendetem 63. Lebensjahr mit  

Rentenbeginn 1.10.2023 und  

Abschlägen von 12% möglich. 

Der Abschlag ergibt sich aus der Staffelregelung für die Altersrente für langjährig Versicherte, die 

für den Geburtsjahrgang 1960 eine Anhebung für den abschlagsfreien Zugang zur Rente auf das voll-

endete 66. Lebensjahr und 4 Monate vorsieht. 

nach dem Gesetzentwurf 

Altersrente für besonders langjährig Versicherte ohne Abschläge mit  

Vollendung des 64. Lebensjahres und 4 Monaten mit  

Rentenbeginn 1.4.2021 möglich. 

Die Anhebung ergibt sich aus der vorgesehenen Staffelregelung. 

Altersrente für langjährig Versicherte mit  

vollendetem 63. Lebensjahr mit  

Rentenbeginn 1.10.2023 und  

Abschlägen von 12% möglich. 

Der Abschlag ergibt sich aus der Staffelregelung für die Altersrente für langjährig Versicherte, die 

für den Geburtsjahrgang 1955 eine Anhebung für den abschlagsfreien Zugang zur Rente auf das voll-

endete 66. Lebensjahr und 4 Monate vorsieht. 

Ergebnis des Vergleichs 

Es ergeben sich unterschiedliche Zeitpunkte des möglichen Rentenbezugs, die eine individuelle Entschei-

dung nötig machen und je nach gewählten Rentenbeginn mit Abschlägen verbunden sein können 
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Beispiel 3: 

Versicherte, die am 12. September 1964 geboren sind und 45 Jahre Wartezeit erfüllen. 

Altersrente für besonders langjährig Versicherte ohne Abschläge mit  

Vollendung des 65. Lebensjahres mit  

Rentenbeginn 1.10.2029 möglich. 

Die Anhebung ergibt sich aus der abgelaufenen Staffelregelung der vorgesehenen Regelung und der 

Rückkehr zur derzeitigen Regelung des Bezuges dieser Rente ab dem vollendeten 65. Lebensjahr. 

Altersrente für langjährig Versicherte mit  

vollendetem 63. Lebensjahr mit  

Rentenbeginn 1.10.2023 und  

Abschlägen von 14,4% möglich. 

Der Abschlag ergibt sich aus der abgelaufenen Staffelregelung für die Altersrente für langjährig Ver-

sicherte und dem dann geltenden Grundsatz des Bezuges dieser Rente ohne Abschlag ab dem voll-

endeten 67. Lebensjahr. 

Ergebnis des Vergleichs 

Es ergeben sich unterschiedliche Zeitpunkte des möglichen Rentenbezugs, die eine individuelle Entschei-

dung nötig machen und je nach gewählten Rentenbeginn mit Abschlägen verbunden sein können 

5. Problemlage für vor dem 1.7.1951 geborene Versicherte  

Versicherte, die 45 Jahre Wartezeit erfüllen und vor dem 1.7.1951 geboren sind, stehen vor dem prakti-

schen Problem, dass nicht sicher ist, ob und wann die gesetzliche Regelung in Kraft tritt. Daraus resultiert 

das bereits benannte Problem, dass auf der Basis eines Gesetzentwurfs keine echte Entscheidungsgrund-

lage zur Verfügung steht. 

Die angemessene Vorgehensweise bedarf immer der Einzelfallbetrachtung unter Berücksichtigung des 

Gesetzentwurfs. Versicherten ist daher dringend anzuraten, sich unter Berücksichtigung einer verbindli-

chen Rentenauskunft (siehe 2.b, S. 2 f) vom zuständigen Rentenversicherungsträger in den Beratungs-

stellen vor Ort Möglichkeiten der Gestaltung erläutern zu lassen. 

Bestimmte Gestaltungsoptionen können nur in der Zusammenschau von arbeits- und sozialrechtlichen 

Vorschriften erörtert und ggf. entschieden werden. Dazu gehören: 

- bestehende Altersteilzeitregelungen und die Optionen bestehender oder gerade nicht be-

stehender Vereinbarungen zu deren vorzeitiger Beendigung. Beispielsweise kann in Alters-

teilzeitvereinbarungen vereinbart sein, dass die Zugangsberechtigung zu einer abschlags-

freien Rente zu deren Antragstellung verpflichtet und damit zur vorzeitiger Beendigung der 

Altersteilzeitvereinbarung führt. 

- Andere Arten der Beendigung von Beschäftigungsverhältnissen, die eine Entscheidung dar-

über notwendig machen, die Möglichkeit eines Antrages auf eine Altersrente mit Abschlä-

gen oder des Bezuges von Arbeitslosengeld I unter Beachtung der Regelungen zur Sperrzeit 

und dem Ruhen des Arbeitslosengeldes I, zu beachten. 
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Folgendes kann in diese Überlegungen einbezogen werden: 

- Das derzeitige Rentenrecht bietet die Möglichkeit der wirksamen Rücknahme eines bereits 

gestellten Rentenantrages bis zum Ablauf der Widerspruchsfrist des ggf. bereits erteilten 

Rentenbescheides1. 

eachte: Nachdem der Bescheid über eine bereits beantragte Altersrente mit Ablauf der 

Widerspruchsfrist rechtskräftig geworden ist, ist ein Wechsel in eine andere Alters-

rentenart nicht mehr möglich (§ 34 Abs. 4 SGB VI). Dies bedeutet auch, dass Versicherte, 

die bereits eine Altersrente mit Abschlägen beziehen, aber die Voraussetzungen für die 

Neuregelung erfüllen, nicht mehr in die Altersrente für besonders langjährig Versi-

cherte ohne Abschläge wechseln können. 

- die Rente aus eigener Versicherung beginnt ab dem Folgemonat in dem Versicherte das 

maßgebliche Rentenalter erreichen, wenn die Rente spätestens am Ende des dritten Mo-

nats, der auf  den Geburtstag folgt, beantragt wird (§ 99 Abs. 1 SGB VI). Bei späterer An-

tragstellung beginnt die Rente ab dem Antragsmonat.  

Beispiel: 

Erreichen der Regelaltersgrenze 20.01.2014 

Alle Anspruchsvoraussetzungen für die Regelaltersrente werden mit der Vollendung der Re-

gelaltersgrenze erfüllt. Damit sind die Voraussetzungen für einen Rentenbeginn am 

01.02.2014 erfüllt. Wird der Antrag bis 30.04.2014 gestellt, ist die Rente ab dem 

01.02.2014 zu leisten. 

Alle Möglichkeiten der Gestaltung für Versicherte, die bereits vor dem 1.7.2014 das 63. Lebensjahr voll-

enden sind mit dem Risiko verbunden, dass sich die Ziele der getroffenen Entscheidungen durch Ände-

rungen im Gesetzgebungsprozess nicht verwirklichen. 

Die Versicherten sollten sich daher nicht ohne Beratung durch den zuständigen Rentenver-
sicherungsträger und/oder einer einzelfallbezogenen Rechtsberatung entscheiden bzw. 
Anträge stellen. 

Rechtsklarheit für das Handeln der Versicherten im Jahr 2014 bleibt dem tatsächlich in 
Kraft getretenen vorbehalten. 

B. Allgemeine Informationen zur Altersrente für rentennahe Jahrgänge 

1. Die „normale“ Altersrente ist die Regelaltersrente, auf die mit Erreichen des 67. Lebensjahres bei 

Erfüllung der allgemeinen Wartezeit von fünf Jahren (60 Kalendermonate mit Beitragszeiten) Anspruch 

besteht. 

Aufgrund einer Übergangsregelung können die nach dem 31.12.1948 geborenen Versicherten diese 

Rente nach einer Lebensaltersstaffelung vor dem 67. Lebensjahr abschlagsfrei in Anspruch nehmen. 

Im Jahr 2014 mit Vollendung des 65. Lebensjahres und drei Monaten. Die Staffelung endet im Jahr 2029 

für den Geburtsjahrgang 1964. Dann gilt für alle Versicherten die Rente mit 67. 

                                                 
1  BSG 9.8.1995 – 13 RJ 43/98, juris ; BSG 12.12.2011 – B 13 R 29/11 R, Rn 54, juris  

- B 
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2. Neben der Regelaltersrente gibt es weitere Altersrenten, die jeweils besondere Zugangsvoraussetzun-

gen haben: 

a. Altersrente für langjährig Versicherte, auf die abschlagsfrei ebenfalls erst mit Vollendung 

des 67. Lebensjahres ein Anspruch besteht. Die erfüllte Wartezeit von 35 Jahren ermöglicht 

jedoch die Inanspruchnahme ab dem vollendeten 63. Lebensjahr. Dann allerdings nicht ab-

schlagsfrei. Für die möglichen vier Jahre vorzeitigen Bezug entstehen 14,4% Abschlag 

(48 x 0,3%), der Zugangsfaktor beträgt dann nicht 1,0 sondern 0,856.  

Auch für diese Rentenart gibt es eine Übergangsregelung. Während Geburtsjahrgänge vor 1949 

diese Rente bei Erfüllung von 35 Jahren Wartezeit bereits ab dem vollendeten 65. Lebensjahr 

abschlagsfrei in Anspruch nehmen können, gilt für Geburtsjahrgänge ab 1949 wieder einer 

Staffelung. Für 2014  

- bei Vollendung des 65. Lebensjahre im Januar 65 Jahre plus einen Monat. Damit 

liegen die Voraussetzungen für den Rentenbezug ab 1.3.2014 vor; 

- bei Vollendung des 65. Lebensjahre im Februar 65 Jahre plus zwei Monate = Ren-

tenbezug ab 1.4.2014 und 

- bei späterer Vollendung des 65. Lebensjahres: 65 Jahre plus drei Monate.  

Die vorzeitige Inanspruchnahme ab dem vollendeten 63. Lebensjahr ist auch nach der Über-

gangsstaffelung möglich, der Abschlag beträgt dann „nur“ 7,2%. Der Abschlag mindert sich 

von 7,2% für jeden späteren Monat um 0,3%, so dass er 2014 für den Geburtsjahrgang 1949 

zwischen 6,9% und 6,3% liegt. 

Die Staffelung endet im Jahr 2029 für den Geburtsjahrgang 1964. Dann gilt für alle Versicherten 

die Rente mit 67. 

b. Altersrente für schwerbehinderte Menschen können anerkannte Schwerbehinderte 
2014 mit vollendetem 63. Lebensjahr abschlagsfrei und mit Abschlag von 10,8% 
mit vollendeten 60. Lebensjahr in Anspruch nehmen.  

Grundsätzlich kann Altersrente für schwerbehinderte Menschen abschlagsfrei ab dem 

vollendeten 65. Lebensjahr, erfüllten 35 Jahren Wartezeit und anerkannter Schwerbehinderung 

(Grad der Behinderung mindestens 50%) bei Beginn der Rente in Anspruch genommen werden. 

Eine Inanspruchnahme vor dem 65. Lebensjahr ist bei Erfüllung der weiteren Voraussetzungen 

ab vollendetem 62. Lebensjahr möglich. Der Abschlag beträgt dann 10,8% = Zugangsfaktor 

0,892. 

Die Übergansregelung sieht vor, dass Geburtsjahrgänge vor 1964 frühestens ab dem vollende-

ten 63. Lebensjahr einen abschlagsfreien Anspruch haben und die vorzeitige Inanspruch-

nahme frühestens ab vollendetem 60. Lebensjahr möglich ist. Die Formulierung „frühestens“ 

weist wieder auf die die Staffelung hin, die ab dem Geburtsjahrgang 1952 gilt und sich 2014 

also noch nicht auswirkt.  

Für berufs- oder erwerbsunfähige Versicherte nach dem bis 31.12.2000 geltenden Recht, 

die ebenfalls unter diese Regelung fallen, gibt es zwei weitere Übergangsregelungen: 
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- Geburtsjahrgänge vor 1951 haben abschlagsfreien Anspruch auf diese Rente ab 

dem 63. Lebensjahr bei erfüllten 35 Jahren Wartezeit und  

- vor dem 17.11.1950 geborene Versicherte, die am 16.11.2000 schwerbehindert 

(mindestens GdB 50), berufs- oder erwerbsunfähig nach dem bis 31.12.2000 gel-

tenden Recht waren, haben abschlagsfreien Anspruch auf diese Rente ab vollen-

detem 60. Lebensjahr, wenn sie die Wartezeit von 35 Jahren erfüllt haben und bei 

deren Beginn schwerbehindert oder berufs- oder erwerbsunfähig nach dem am 

31.12.2000 geltenden Recht sind. 

Für Versicherte, die vor dem 1. Januar 1955 geboren sind und vor dem 1. Januar 2007 Alters-

teilzeitarbeit im Sinne der §§ 2 und 3 Abs. 1 Nr. 1 des Altersteilzeitgesetzes vereinbart haben 

oder Anpassungsgeld für entlassene Arbeitnehmer des Bergbaus bezogen haben, gelten Son-

derregelungen für die Zugangsvoraussetzungen der Übergangsregelungen der einzelnen Alters-

renten.  

Hiervon betroffene Versicherte sollten sich hierzu vom zuständigen Rentenversicherungsträger 

beraten lassen. 

 


